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Teil A  
 
Abschnitt A1 – Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1. Was ist versichert? 

Der Drittfahrerschutz deckt die in A1-1.1 und A1-1.2 genannten finanziellen 
Verluste ab, die daraus entstehen können, dass einer nicht zum eingetragenen 
Fahrerkreis von Kfz-Versicherungen gehörenden Person ein Fahrzeug zur 
privaten Nutzung unentgeltlich (Leihe) überlassen wird. 
 
Der Versicherungsschutz wird durch den Versicherungsnehmer dieses 
Vertrages (der Fahrer, siehe A1-1.4) abgeschlossen, um den Dritten 
(Versicherungsnehmer eines bestehenden Kfz-Haftpflicht- oder Kfz-
Kaskoversicherungsvertrages) vor berechtigten Ansprüchen freizustellen, die 
der Kfz-Haftpflicht- oder Kfz-Kaskoversicherer des Dritten im Zusammenhang 
mit der Überlassung des Fahrzeugs an einen nicht zum eingetragenen 
Fahrerkreis gehörenden Person ihm gegenüber erhebt. 
 
Voraussetzung für diesen Versicherungsschutz ist, dass der 
Versicherungsnehmer dieses Vertrages als nicht eingetragener Fahrer mit dem 
ihm unentgeltlich überlassenen Fahrzeug des Dritten schuldhaft einen Schaden 
verursacht hat. 
 

1.1 Finanzielle Verluste durch Beitragsnachforderungen und Zahlung der 
Selbstbeteiligung 
Versichert sind Beitragsnachforderungen und Vertragsstrafen, die dem Dritten 
durch seine Kfz-Haftpflicht- oder Kfz-Kaskoversicherung entstehen. 
 
Versichert ist die zwischen dem Dritten und seinem Kfz-Versicherer vertraglich 
vereinbarte Kasko-Selbstbeteiligung bei Schäden an dem dort versicherten 
Kraftfahrzeug bis zur im Versicherungsschein vereinbarte Höhe. 
 
Voraussetzung ist der Nachweis der Regulierung eines Kfz-Haftpflicht- oder Kfz-
Kaskoschadens durch den Kfz-Versicherer des Fahrzeugs des Dritten. 
 
Die Höchstentschädigungen für Pkt. 1.1 sind wie folgt: 
 Finanzielle Verluste durch Beitragsnachforderungen (inkl. Vertragsstrafen) 

bis max. 5.000 EUR sowie 
 Zahlung der Selbstbeteiligung bei Voll- und Teilkaskoschäden (Teilkasko nur 

Wildschäden) bis max. 5.000 EUR 
 

1.2 Finanzielle Verluste durch Rückstufung 

Versichert ist der Schadenfreiheitsrabatt-Schlechterstufungsschaden 
(Rückstufungsschaden) in der Kfz-Haftpflicht- und in der Kfz-Kaskoversicherung 
des Dritten. Der Rückstufungsschaden ist die Summe der Prämiennachteile des 
Dritten bis zum Wiedererreichen des vorherigen Schadenfreiheitsrabatts bei 
Ausbleiben von weiteren Schadenfällen.  
 
Voraussetzung ist ein Regulierungsnachweis des Kfz-Versicherers, aus 
welchem die Rückstufung des Schadenfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflicht- 
und Kfz-Vollkaskoversicherung entnommen werden kann. 
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Die Höchstentschädigungen für Pkt. 1.2 sind wie folgt: 
 auf 125%, max. 5.000 EUR des Jahresbeitrags vor dem Schadenereignis 

(inklusive Versicherungssteuer) der Kfz-Haftpflichtversicherung. 
 auf 125%, max. 5.000 EUR des Jahresbeitrags vor dem Schadenereignis 

(inklusive Versicherungssteuer) der Kfz-Vollkaskoversicherung. 
 
1.3 Versicherte Fahrten 

 
1.3.1 Versicherungsschutz besteht: 

nur bei Fahrten mit einem in Deutschland versicherten und auf einen Dritten 
zugelassenen Pkw, eines Campingfahrzeuges oder Motorrades.  

 
1.3.2 Kein Versicherungsschutz besteht: 

a) bei Fahrten die mit H-Kennzeichen zugelassen sind oder mit einem solchen 
zugelassen werden können (Oldtimer); 
b) bei denen wenigstens zwei der nachfolgenden Merkmale erfüllt sind 

(Premium Cars) 
 die in der Zulassungsbescheinigung Teil I eingetragene Motorleistung be-

trägt 400kw oder mehr; 
 der Bruttolistenneupreis des Fahrzeugs einschließlich der werkseitig ge-

wählten Sonderausstattung und Umsatzsteuer beträgt mehr als  
300.000 EUR 

 die in der Zulassungsbescheinigung Teil I eingetragene oder vom Herstel-
ler für die konkrete Fahrzeugausführung angegebene bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit beträgt mehr als 280 km/h. 

 
1.4 Versicherter Fahrerkreis 

Versicherungsschutz besteht nur bei Fahrten durch die im Versicherungsschein 
namentlich genannte Person soweit diese nicht bereits zum eingetragenen 
Nutzerkreis an Fahrern gehört, den der Dritte mit seinem Kfz-Versicherer 
vereinbart hat. 
 

2. Übernahme der Kraftfahrzeug-Vollkasko-Selbstbeteiligung bei Car-Sharing 
Versichert ist die vereinbarte Selbstbeteiligung der Kraftfahrzeug- 
Vollkaskoversicherung aus der Beschädigung oder Vernichtung durch vom 
Versicherungsnehmer über kommerzielle Car-Sharing Anbieter kurzzeitig zur 
privaten Nutzung gemietete Kraftfahrzeuge. 
Als Kraftfahrzeuge gelten: 
 Personenkraftwagen, 
 Krafträder, 
soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von nicht mehr 
als 9 Personen (einschließlich Führer) bestimmt sind. 
Erstattet wird die Selbstbeteiligung der Kraftfahrzeug- Vollkaskoversicherung bis 
maximal 250 EUR je Versicherungsfall, maximal das Doppelte für alle Schäden 
eines Versicherungsjahres. 

 
3. Höchstentschädigung 

Die Höchstentschädigungsleistung für alle Leistungen beträgt je 
Schadenereignis maximal 10.000 EUR. 
 

4. Ausschlüsse 
Es besteht kein Anspruch auf Leistungen, wenn 

4.1 zum Zeitpunkt des Schadeneintrittes das genutzte Fahrzeug nicht 
ordnungsgemäß zugelassen oder versichert war; 
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4.2 der Schaden von dem Fahrer vorsätzlich verursacht worden ist; 
4.3 der Schaden dadurch entstanden ist, dass der Fahrer des Fahrzeugs 

vorsätzlich eine Straftat ausführte oder dies versuchte; 
4.4 zum Zeitpunkt des Schadeneintrittes der Fahrer durch alkoholische Getränke 

oder andere berauschende Mittel absolut fahruntüchtig war; 
4.5 zum Zeitpunkt des Schadeneintrittes der Fahrer nicht die erforderliche 

Fahrerlaubnis besaß, 
4.6 eine Fahrt vorlag, die mit einem Fahrzeug ohne Wissen und Willen der über die 

Verwendung Verfügungsberechtigten vorbereitet, ausführt oder ausgedehnt 
wurde; 

4.7 das Fahrzeug vom Fahrer gewerblich genutzt wird 
4.8 Es besteht kein Anspruch auf Leistungen, wenn das überlassene Fahrzeug bei 

einer Motorsportveranstaltung oder Motorsportaktivitäten, insbesondere bei 
Rennen, Wettbewerben, Gleichmäßigkeitsfahrten, Trainings, Tests, 
Demonstrationen, Trackdays oder sonstigen Fahrten auf Rennstrecken, 
Motorsportanlagen oder hierfür abgegrenzten Gebieten mit 
Zugangsbeschränkungen, verwendet wurde. Hierbei ist es unerheblich, ob es 
auf die Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt, ob eine Zeitnahme 
erfolgt, ob die Veranstaltung behördlich genehmigt ist oder ob für die 
Motorsportveranstaltung oder Motorsportaktivität eine besondere 
Motorsporthaftpflichtversicherung besteht. 

4.9 der Fahrer sich unerlaubt vom Unfallort entfernt hat. 
4.10 Schäden ohne Verschulden des Fahrers eingetreten sind (Teilkasko-Schäden 

wie z.B. Glasbruch, Diebstahl). Versichert sind jedoch ausdrücklich 
Schadenereignisse durch Zusammenstöße des in der Fahrt befindlichen 
Fahrzeugs mit Tieren. 
 

5. Geltungsbereich 
Der Versicherungsschutz gilt ohne zeitliche Begrenzung innerhalb der 
geographischen Grenzen Europas. 
 

Teil B 

 

Abschnitt B1 –  Beginn des Versicherungsschutzes, 
Beitragszahlung 

 
1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags. 
 

2. Beitragszahlung, Versicherungsperiode 
 

2.1 Beitragszahlung 
Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus gezahlt, entweder durch 
laufende Zahlungen, jährlich oder halbjährlich. 
 

2.2 Versicherungsperiode 
Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, wenn die vereinbarte 
Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer 
als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer. 
 

3. Fälligkeit des Erstbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
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3.1 Fälligkeit des Erstbeitrags 
Der erste Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt 
unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts. Liegt der vereinbarte 
Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste Beitrag 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. Zahlt der Versicherungsnehmer 
nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt 
der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder 
getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens 
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
 

3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 
Wird der erste Beitrag nicht rechtzeitig nach Ziff. 3.1 gezahlt, so kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungsnehmer die 
Zahlung nicht veranlasst hat. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 

3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag nicht rechtzeitig nach Ziff. 
3.1 zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags 
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Voraussetzung 
ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags 
aufmerksam gemacht hat. Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 
 

4. Folgebeitrag 
 

4.1 Fälligkeit 
Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zahlungsweise jeweils zu 
Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt 
fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird. 
 

4.2 Verzug und Schadensersatz 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer 
ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu 
vertreten hat. Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags 
in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen. 
 

4.3 Mahnung 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die 
Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen ab Zugang der 
Zahlungsaufforderung betragen. Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht) hinweist. 
 

4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung 
Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein 
Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in 
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Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 

4.5 Kündigung nach Mahnung 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in 
Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung kündigen. Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 
verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich 
hinzuweisen. 
 

4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach 
der Kündigung veranlasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist 
verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines 
Monats nach Fristablauf veranlasst wird. 
Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziff. 4.4 bleibt bis zur Zahlung 
bestehen. 
 

5. Lastschriftverfahren 
 

5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat 
der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. Konnte der fällige Beitrag ohne 
Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 
einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
 

5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug 
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, 
trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist 
der Versicherer berechtigt, das SEPA Lastschriftmandat in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung 
darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den 
ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln. Von 
Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen 
Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt 
werden. 
 

6. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 

6.1 Allgemeiner Grundsatz 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derjenige 
Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der 
Versicherungsschutz bestanden hat. 
 

6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und 
fehlendem versichertem Interesse 

6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb von 14 
Tagen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang der 
Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung 
ist, dass der Versicherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
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Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende 
der Widerrufsfrist beginnt. Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, 
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten 
Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht 
vom Versicherungsvertrag zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der 
Rücktrittserklärung zu. Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig 
gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene 
Geschäftsgebühr zu. 

6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen 
arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum 
Zugang der Anfechtungserklärung zu. 

6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig 
und dauerhaft weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte 
beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses 
Kenntnis erlangt hat. 

6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn 
das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder 
für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der 
Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. Hat 
der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht 
versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 
 

7. Beitragsanpassungsklausel 
 

7.1 Grundsatz 
Der Beitrag kann zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres nach Maßgabe 
der nachfolgenden Regelungen zur Anpassung des Beitragssatzes steigen oder 
sinken. 
 

7.2 Beitragsanpassungsklausel 
7.2.1 Der Tarifbeitrag wird unter Berücksichtigung von Schadenaufwand, Kosten und 

Versicherungssteuer kalkuliert. 
7.2.2 Wenn die Schadenaufwendungen und Kosten (z. B. Kapitalkosten durch  

gesetzliche Änderungen) einschließlich Versicherungssteuer eines Geschäfts-
jahres (nicht berücksichtigt werden Provisionen und Gewinnansatz) die 
Gesamteinnahmen (ohne Provisionen und Gewinnansatz) überschreiten oder 
unterschreiten und dieser Trend aufgrund bisheriger und künftiger Entwicklung 
auch für die Zukunft erwartet wird, ist der Versicherer berechtigt bzw. 
verpflichtet, den vertraglich vereinbarten Beitrag für bestehende 
Versicherungsverträge anzupassen. Die Anpassung tritt jeweils mit Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres – ab dem 01. Juli des auf den 
Ermittlungszeitraum folgenden Kalenderjahres – in Kraft. Die Anpassung darf 10 
Prozent des vertraglichen Beitrages nicht überschreiten. 

7.2.3 Der Beitragssatz wird für Teile des Gesamtbestandes, die nach objektiv 
risikobezogenen Kriterien abgrenzbar sind mittels anerkannter mathematisch 
statistischer Verfahren getrennt ermittelt. 
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7.2.4 Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitragssatz mindestens alle 5 
Jahre – gerechnet ab 01.01.2022 – neu kalkuliert. Unternehmensübergreifende 
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, sofern eine ausreichende 
Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Verfügung steht. 

7.2.5 Der Versicherer teilt dem Versicherungsnehmer die Beitragssatzerhöhung 
spätestens einen Monat vor Beitragsfälligkeit mit und verweist in dem 
Zusammenhang auf sein tägliches Kündigungsrecht. 

 
 
Abschnitt B2 – Dauer und Ende des Vertrags/ Kündigung 
 
1. Dauer und Ende des Vertrags  

 
1.1 Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum 
abgeschlossen, jedoch mindestens für einem Jahr. 
 

1.2 Stillschweigende Verlängerung  

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag 
um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine 
Kündigung zugegangen ist. 
 

2. Kündigung nach Versicherungsfall 
 
2.1 Kündigungsrecht 

Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, wenn 
1. vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung oder eine Zahlung von Sanie-

rungskosten von Umweltschäden geleistet wurde oder 
2. der Versicherer den Anspruch des Versicherungsnehmers auf Freistellung zu 

Unrecht abgelehnt hat, oder 
3. dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen versicherten Anspruch ge-

richtlich zugestellt wird.   
 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) spätestens einen Monat nach der Zahlung oder der Zustellung der 
Klage zugegangen sein. 
 

2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit ihrem Zugang 
beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende 
der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 
 

2.3 Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam. 
 

3. Veräußerung und deren Rechtsfolgen 
 

3.1 Übergang der Versicherung 
Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber an Stelle des 
Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus 
dem Versicherungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein. Dies gilt auch, 
wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder 
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eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 
 

3.2 Kündigung 
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegenüber den 
Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der 
Veräußerung ausgeübt wird. Der Erwerber ist berechtigt, den 
Versicherungsvertrag mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode in Textform zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines 
Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 
 

3.3 Beitrag 
Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag als Gesamtschuldner, 
wenn der Übergang auf den Erwerber während einer laufenden 
Versicherungsperiode erfolgt. Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, 
haftet der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags. 
 

3.4 Anzeigepflichten 
Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber 
unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) anzuzeigen. Bei einer 
schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, 
in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen. Der Versicherer 
muss hierzu nachweisen, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag 
mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. Der Versicherer bleibt zur Leistung 
verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der Versicherer bleibt ebenfalls zur 
Leistung verpflichtet, wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die 
Frist für seine Kündigung abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. 

 
 

Abschnitt B3 – Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 
 
1. Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis 

zum Vertragsschluss 
 

1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche 
Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die für 
den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, 
so sind bei der Anwendung von Absatz 1 und Ziff. 1.2 sowohl die Kenntnis und 
die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann 
sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem 
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
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1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziff. 1.1 Absatz 1, 
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht 
auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.  
Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände 
zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte.  
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den 
Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat. 
Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziff. 1.1 Absatz 1 
leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag kündigen.  
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen 
hätte. 

1.2.2 Vertragsänderung 
Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ziff. 1.1 Absatz 1 nicht 
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so 
werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten 
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 
 

1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versicherers 
Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung muss der 
Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begründung kann 
er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntnis-
erlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis 
erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 
 

1.4 Hinweispflicht des Versicherers 
Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung stehen 
dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der 



NV-Versicherungen VVaG        AVB Drittfahrerschutz 2.0 by GORANI 

Seite 12 von 23 
Stand 10/2026 

Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 
 

1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 
 

1.6 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt bestehen. 
 

1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers  
Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertrags-
änderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese 
Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer 
oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 
 

2. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 

2.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf 
Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies 
gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend. 
 

2.1.1 Rechtsfolgen 
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 
Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos 
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verletzt hat. 
 

2.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
folgende Obliegenheiten zu erfüllen: 

2.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 
sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen 
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln. 
 
(1) Jeder Schadenfall ist dem Versicherer oder der im Versicherungsschein 

bezeichneten Stelle unverzüglich anzuzeigen. 
(2) Der Versicherungsnehmer hat die Weisungen des Versicherers abzuwarten. 
(3) Nach der ersten Meldung sind dem Versicherer unverzüglich die 

Schadenanzeige und ein Bericht des verantwortlichen Fahrzeugführers 
einzusenden. Hält der Versicherer dafür Formulare vor, sollen diese 
verwendet werden. 
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(4) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, alles zu tun, was zur Aufklärung 
des Tatbestandes und zur Vermeidung weiteren Schadens dienen kann. Er 
hat die Weisungen des Versicherers und des von ihm beauftragten 
Sachverständigen wegen der weiteren Behandlung des Schadens zu 
befolgen. 

(5) Schäden durch Brand und strafbare Handlungen (z. B. Diebstahl, 
Sachbeschädigung) sind unverzüglich auch der zuständigen 
Polizeidienststelle anzuzeigen; bei Diebstahl sind zusätzlich eine Liste aller in 
Verlust geratenen Sachen unter Angabe von Typ, Werk-Nummer und 
Baujahr einzureichen. Eine Bescheinigung der Polizei ist der 
Schadenmeldung beizufügen. Wird aus Anlass eines Schadenfalles ein 
behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, hat der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer hiervon unverzüglich Kenntnis zu 
geben, auch wenn der Schaden schon gemeldet ist. 

(6) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt des 
Versicherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwehr und Minderung des 
Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers zu befolgen; 
er hat, wenn die Umstände es gestatten, diese Weisungen einzuholen. 
Hierzu zählen auch die Inanspruchnahme von Händler-, Hersteller- oder 
Lieferantenprogrammen, wie z.B. Crash Replacement.  
 

2.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
2.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Ziff. 2.1 oder Ziff. 2.2 

vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht. 

2.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls 
bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur 
dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf 
diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

2.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt 
auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
 
Abschnitt B4 – Weitere Regelungen 
 
1. Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 
1.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren 

Versicherungsverträgen versichert ist 
1.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der 

Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später 
geschlossenen Vertrags verlangen. 

1.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht 
innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der 
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 
Versicherer zugeht. 
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2. Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 
 

2.1 Form, zuständige Stelle 
Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den 
Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer 
erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt 
nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes 
bestimmt ist. Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen 
als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen 
über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen. 
 

2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
dem Versicherer nicht angezeigten Namensänderung des 
Versicherungsnehmers. 
 

2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung  
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines 
Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung Ziff. 2.2 entsprechend Anwendung. 
 

3. Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 

3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer 
abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend 
(1) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags;  
(2) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung; 
(3) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags und während 

des Versicherungsverhältnisses.  
 
3.2 Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer 
ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem 
Versicherungsnehmer zu übermitteln. 
 

3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen anzunehmen, die 
der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem 
Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschränkung 
dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, 
wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge 
grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 
 

4. Fristen und Verjährung 
 

4.1 Ist ein Schadenereignis dem Versicherer nicht innerhalb von sechs Monaten 
nach Schadeneintritt unter Angabe von Schadentag, besteht kein Anspruch auf 
Entschädigung. 
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4.2 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren nach drei Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Gläubiger von dem Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige 
Unkenntnis steht der Kenntnis gleich. 
 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen 
Anmeldung und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. Im 
Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
 

5. Örtlich zuständiges Gericht 
 

5.1 Klagen gegen den Versicherer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ferner ist auch das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, 
den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 
Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 
 

5.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der 
Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein 
solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt. Sind der Wohnsitz oder 
gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des 
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 
 

6. Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 

7. Embargobestimmung 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungs-
schutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der 
Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, 
die durch die Vereinigten Staaten von Amerika im Hinblick auf den Iran erlassen 
werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften 
entgegenstehen. 
 

8. Überversicherung 
Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses 
erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die 
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Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des 
Herabsetzungs-verlangens, ist für die Höhe des Beitrags der Betrag 
maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag 
von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 
 
Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 
 

9. Versicherung für fremde Rechnung 
 

9.1 Rechte aus dem Vertrag 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen 
für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch 
dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den 
Versicherungsschein besitzt. 
 

9.2 Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den 
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine 
Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der 
Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 
 

9.3 Kenntnis und Verhalten 
 

9.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 
 
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten 
umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

9.3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne 
sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar 
war. 

9.3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 
 

10. Aufwendungsersatz 
 

10.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 
10.1.1 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 

bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung des 
Versicherers macht. 

10.1.2 Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu 
mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese 
Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände 
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verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers erfolgten. 

10.1.3 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungsersatz nach Abschnitt B5 Ziffer 3.1.1 und Abschnitt B5 Ziffer 3.1.2 
entsprechend kürzen; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 

10.1.4 Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen 
zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies 
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind. 

10.1.5 Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß Abschnitt B5 Ziffer 3.1.1 
erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

10.1.6 Für die Sach-, Maschinen- und Elektronikversicherung gilt: 
Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer 
Institutionen, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse kostenfrei zu 
erbringen sind. 
 

10.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 
10.2.1 Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Ermittlung 

und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den 
Umständen nach geboten waren. Zieht der Versicherungsnehmer einen 
Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, 
soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer 
aufgefordert wurde. 

10.2.2 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz nach B5-3.2.1entsprechend kürzen. 
 

11. Übergang von Ersatzansprüchen 
 

11.1 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, 
geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den 
Schaden ersetzt. 
 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend 
gemacht werden. 
 
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, 
mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht. 
 

11.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 
 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich 
mitzuwirken. 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der 
Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen 
Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
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einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 
 

12. Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
 

12.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles 
12.1.1 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist 

der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.  
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen 
Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

12.1.2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
 

12.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles 
 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der 
Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den 
Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil 
gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches 
festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 
 

13. Repräsentanten 
 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 
Repräsentanten zurechnen lassen. 
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Teil C 

 
Abschnitt C1 –  Zusatzbedingungen für die Versicherung des 

Verkehr-Rechtsschutzes als Ergänzungsdeckung 
zum Drittfahrerschutz 2.0 by Gorani 

 
1. 
1.1 Versicherte Personen sind dieselben Personen, die auch versicherte Personen 

des Drittfahrerschutzes 2.0 by GORANI (Drittfahrerschutz) sind. 
1.2 Dieser Rechtsschutz kann nicht allein versichert werden, der Abschluss oder 

das Bestehen dieses Drittfahrerschutzes ist unabdingbare Voraussetzung. 
1.3 Dieser Rechtsschutz beginnt und endet spätestens mit dem Drittfahrerschutz. 
1.4 Teil-Kündigungsmöglichkeit 

Dieser Rechtsschutz kann ohne Aufhebung des Gesamtvertrages von beiden 
Vertragspartnern ohne Angabe von Gründen in Textform unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat gekündigt werden. Der andere Vertragspartner ist in 
diesem Fall berechtigt, die Aufhebung des Hauptvertrags zum selben Zeitpunkt 
zu verlangen. 

 
2. 
2.1  Versicherungsschutz besteht für die versicherte Person in ihrer Eigenschaft als 

Fahrer und Insasse von Motorfahrzeugen zu Lande, die weder ihnen gehören, 
noch auf sie zugelassen oder auf ihren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehen sind (sog. Fremd-Fahrzeuge, bzw. 
Fahrzeuge, die unter den Versicherungsschutz des Drittfahrerschutzes fallen). 

2.2  Gegenstand der Teilausschnittsdeckung im Verkehrs-Rechtsschutz sind im 
Rahmen des unter Ziffer 2.1 genannten versicherten Bereichs folgende 
Leistungsarten: 
a) Schadenersatz-Rechtsschutz für die Durchsetzung von Ansprüchen wegen 

Personenschäden aus einem Verkehrsunfall. 
b) Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung gegen den Vorwurf eines 

verkehrsrechtlichen Vergehens; kein Versicherungsschutz besteht für die 
Verteidigung gegen den Vorwurf eines Verbrechens. 

c) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung gegen den Vorwurf 
einer verkehrsrechtlichen Ordnungswidrigkeit; Versicherungsschutz besteht 
nur dann, wenn die Anlage 13 zur Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) in der 
zum Tatzeitpunkt geltenden Fassung für diese Ordnungswidrigkeit einen 
Eintrag in das Fahreignungsregister (Punktesystem) vorsieht. 

d) Verwaltungs-Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten. 

 
3. 
3.1  Soweit nicht ein anderer Rechtsschutzversicherer für die versicherte Person für 

den gleichen Rechtsschutzfall zur Kostenübernahme verpflichtet ist, trägt der 
Versicherer  
a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines für die 

versicherte Person tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen 
Rechtsanwaltes. Wohnt die versicherte Person mehr als 100 km Luftlinie 
vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung 
ihrer Interessen, trägt der Versicherer in erster Instanz entweder Reisekosten 
des Anwaltes zum Ort des zuständigen Gerichtes oder weitere Kosten für 
einen im Landgerichtsbezirk der versicherten Person ansässigen 



NV-Versicherungen VVaG        AVB Drittfahrerschutz 2.0 by GORANI 

Seite 20 von 23 
Stand 10/2026 

Rechtsanwalt, jeweils bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines 
Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem Prozessbevollmächtigten 
führt; 

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergütung eines für die 
versicherte Person tätigen und am Ort des zuständigen Gerichtes 
ansässigen ausländischen oder eines im Inland zugelassenen 
Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, 
an dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. Wohnt die 
versicherte Person mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht 
entfernt und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für die versicherte Person 
tätig, trägt der Versicherer weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk 
der versicherten Person ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit 
dem ausländischen Rechtsanwalt führt; 

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden sowie die Kosten 
des Gerichtsvollziehers; 

d) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur 
eineinhalbfachen Höhe der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines 
zuständigen staatlichen Gerichtes erster Instanz entstehen;  

e) die Kosten für die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen der versicherten Person im Ausland notwendigen schriftlichen 
Unterlagen aus der deutschen Sprache in die ausländische Gerichtssprache; 

f) die Kosten der Reisen der versicherten Person zu einem ausländischen 
Gericht, wenn ihr Erscheinen als Beschuldigter oder Partei angeordnet ist. 
Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen, max. 2.500 €; 

g) die dem Gegner durch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
entstandenen Kosten, soweit die versicherte Person aufgrund prozessualer 
Vorschriften zu deren Erstattung verpflichtet ist (prozessualer 
Kostenerstattungsanspruch). Der Versicherer erstattet nicht die Kosten, die 
dem Gegner durch eine behauptete oder begangene pflichtwidrige Handlung 
der versicherten Person bereits vor Beginn der Rechtsverteidigung der 
versicherten Person entstanden sind, z.B. aus Schuldnerverzug oder aus 
unerlaubter Handlung (materiell-rechtlicher Kostenerstattungsanspruch). 
 

3.2  a)  Die versicherte Person kann die Übernahme der von dem Versicherer zu 
 tragenden Kosten verlangen, sobald sie nachweist, dass sie zu deren 
 Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat. 
b)  Von der versicherten Person in fremder Währung aufgewandte Kosten 

werden dieser in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem diese 
Kosten von versicherter Person gezahlt wurden. 

3.3  Es gilt eine Versicherungssumme in unbegrenzter Höhe je Rechtsschutzfall 
unter Berücksichtigung der Gebührenordnungen und Kostengesetze als 
vereinbart. Zahlungen für die versicherte Person und weitere mitversicherte 
Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei 
zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer 
Versicherungsfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen. 

3.4  Der Versicherungsschutz besteht innerhalb der geographischen Grenzen 
Europas. 
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4. 
4.1  Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen der versicherten Person nach 

Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforderlich, hat sie 
a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch mündlich 

oder telefonisch – anzuzeigen; 
b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände 

des Rechtsschutzfalles zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben und 
Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen; 

c) soweit ihre Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 
ca)kostenauslösende Maßnahmen mit dem Versicherer abzustimmen, 

insbesondere vor der Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor der 
Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Versicherers 
einzuholen; 

cb)für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu sorgen. Dies 
bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so gering wie möglich 
gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen Vorgehensweisen hat 
die versicherte Person die kostengünstigste zu wählen, indem sie z. B. 
(Aufzählung nicht abschließend): 
- nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel kostengünstiger mit  

einem Prozess erreicht werden kann (z. B. Bündelung von Ansprüchen 
oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern als Streitgenossen, 
Erweiterung einer Klage statt gesonderter Klageerhebung), 

- auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der aktuellen Situation 
nicht oder noch nicht notwendig sind, 

- vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen 
Verfahrens abwartet, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den 
beabsichtigten Rechtsstreit haben kann, 

- vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagt und die 
etwa nötige gerichtliche Geltendmachung der restlichen Ansprüche bis 
zur Rechtskraft der Entscheidung über die Teilansprüche zurückstellt, 

- in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur Erhebung 
von Klagen oder zur Einlegung von Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, 
dem Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessauftrag zu erteilen, der 
auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit umfasst. 

Die versicherte Person hat zur Minderung des Schadens Weisungen des 
Versicherers einzuholen und zu befolgen. Sie hat den Rechtsanwalt 
entsprechend der Weisung zu beauftragen. 

4.2  Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall 
bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift die versicherte Person 
Maßnahmen zur Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen, bevor der 
Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch 
solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei 
einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen 
hätte. 

4.3  Die versicherte Person kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem 
Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach § 3 
Abs. 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus,  
a) wenn die versicherte Person dies verlangt; 
b) wenn die versicherte Person keinen Rechtsanwalt benennt und dem 

Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes notwendig 
erscheint. 

4.4  Wenn die versicherte Person den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt 
hat, wird dieser von dem Versicherer im Namen der versicherten Person 
beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht 
verantwortlich. 
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4.5  Die versicherte Person hat 
a) den mit der Wahrnehmung ihrer Interessen beauftragten Rechtsanwalt 

vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die Beweismittel 
anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen; 

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegenheit 
zu geben. 

4.6  Wird eine der in den Absätzen 1 bis 5 genannten Obliegenheiten vorsätzlich 
verletzt, verliert die versicherte Person ihren Versicherungsschutz. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, ihre 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall 
des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des 
Rechtsschutzfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer die versicherte Person durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist die 
versicherte Person nach, dass sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt 
hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt 
auch bestehen, wenn die versicherte Person nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn die versicherte Person die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

4.7  Die versicherte Person muss sich bei der Erfüllung ihrer Obliegenheiten die 
Kenntnis und das Verhalten des von ihr beauftragten Rechtsanwaltes 
zurechnen lassen, sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfalles 
gegenüber dem Versicherer übernimmt. 

4.8  Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit Einverständnis des 
Versicherers abgetreten werden. Für die Erteilung des Einverständnisses ist 
Textform ausreichend. 

4.9  Ansprüche der versicherten Person gegen andere auf Erstattung von Kosten, 
die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf den 
Versicherer über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwendigen 
Unterlagen hat die versicherte Person dem Versicherer auszuhändigen und bei 
deren Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Der 
versicherten Person bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer 
zurückzuzahlen. Verletzt die versicherte Person diese Obliegenheit vorsätzlich, 
ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als der Versicherer 
infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt die versicherte Person. 

 
5. Die Prämie für diesen Deckungseinschluss ist Bestandteil des Vertrages 

Drittfahrerschutz und unterliegt allen Bestimmungen bezüglich der Prämie, die 
im Bedingungswerk des Drittfahrerschutzes getroffen wurden. 

 
6. 
6.1  Soweit die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen bezüglich der Rechtslage 

keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, kann der Versicherer den 
Rechtsschutz ganz oder teilweise ablehnen.  

6.2  Die Ablehnung ist der versicherten Person unter Angabe der Gründe 
unverzüglich in Textform mitzuteilen, sobald die versicherte Person ihre 
Pflichten gemäß § 4 Abs. 1 b) erfüllt hat. Hat der Versicherer seine 
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Leistungspflicht gemäß Abs. 1 verneint und stimmt die versicherte Person der 
Auffassung des Versicherers nicht zu, kann sie den für sie tätigen oder noch zu 
beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers veranlassen, dieser 
gegenüber eine begründete Stellungnahme abzugeben, dass die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem angemessenen Verhältnis zum 
angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht 
(Stichentscheid). Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, 
dass sie offenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht. 

6.3 Der Versicherer kann der versicherten Person eine Frist von mindestens einem 
Monat setzen, binnen der die versicherte Person den Rechtsanwalt vollständig 
und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel 
anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß Abs. 2 abgeben kann. 
Kommt die versicherte Person dieser Verpflichtung nicht innerhalb der von dem 
Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. Der 
Versicherer ist verpflichtet, die versicherte Person ausdrücklich auf die mit dem 
Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen. 

6.4  Der Versicherer kann der versicherten Person für die Abgabe der 
Stellungnahme gemäß Abs. 2 eine Frist von mindestens zwei Monaten setzen. 
die versicherte Person dieser Verpflichtung nicht innerhalb der von dem 
Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. Der 
Versicherer ist verpflichtet, die versicherte Person ausdrücklich auf die mit dem 
Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen. 

 
Risikoträger für den Teil C: AUXILIA Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Uhlandstr. 7, 80336 
München 
 
 


